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Recht auf mehr Bürgergeld: Urteil stärkt
Rechte obdachloser Göttinger

Eine Obdachlose gewinnt gegen den Landkreis Göttingen:
Sozialgericht erhöht Bürgergeld nach unzumutbaren

Wohnverhältnissen.

Wichtige gerichtliche Entscheidung für
obdachlose junge Frau

Ein wegweisendes Urteil des Sozialgerichts Hildesheim könnte
weitreichende Folgen für die Unterstützung von obdachlosen
Menschen in Niedersachsen haben. Die Entscheidung, die am
24. Juli 2024 verkündet wurde, stellt klar, dass lokale
Sozialbehörden die Entscheidungen von Sozialämtern anderer
Kommunen respektieren müssen. In diesem Fall liegt das
Augenmerk auf einer 21-jährigen Frau, die aufgrund
unerträglicher Verhältnisse bei ihrer Mutter in den Landkreis
Northeim wegzog und in Göttingen ohne Unterkunft blieb.

Hintergrund der Klage

Die junge Frau war gezwungen, ihr Elternhaus zu verlassen, da
die Lebensumstände dort als unzumutbar eingestuft wurden.
Obwohl sie in Göttingen lebte, stellte die dortige Sozialbehörde
eine Kürzung ihrer finanziellen Hilfen in Aussicht, da sie der
Ansicht war, dass keine erheblichen Gründe gegen eine
Rückkehr nach Northeim sprechen würden. Diese Haltung stellte
sich als problematisch heraus, da bereits im Jahr 2021 das
Northeimer Jobcenter zusammen mit dem Jugendamt die
Rückkehr als unzumutbar eingestuft hatte. Dies führte zu einer
Klage, die letztlich vor dem Sozialgericht Hildesheim datiert ist.



Die rechtlichen Implikationen

Die Entscheidung des Gerichts bestätigt die Autonomie und die
Rechte von Personen, die auf Sozialleistungen angewiesen sind.
Der Landkreis Göttingen darf also nicht willkürlich über die
Entscheidungen anderer Sozialämter hinweggehen. Dies wird
nicht nur für die Lebensumstände der Klägerin von Bedeutung
sein, da sie aufgrund des Urteils nun monatlich 112 Euro mehr
Bürgergeld erhält, sondern könnte auch als Präzedenzfall für
andere ähnliche Fälle in Niedersachsen wirken.

Gesamtgesellschaftliche Auswirkungen

Die Entscheidung hat das Potenzial, das Bewusstsein für die
Herausforderungen von obdachlosen Menschen zu schärfen. In
den letzten Jahren hat die Wohnungslosigkeit in vielen
deutschen Städten zugenommen, was die Notwendigkeit einer
robusten sozialen Unterstützung unterstreicht. Das Urteil könnte
dazu beitragen, dass ähnliche Fälle in Zukunft fairer behandelt
werden, und somit für Betroffene ein Zeichen der Hoffnung
darstellen.

Schlussfolgerung und Ausblick

Insgesamt zeigt die Entscheidung des Sozialgerichts, dass
rechtsstaatliche Prinzipien auch in der sozialen Sicherung von
Bedeutung sind. Die sich abzeichnende Trendwende hin zu mehr
Rechtssicherheit könnte dazu beitragen, dass obdachlose
Menschen nicht nur finanzielle, sondern auch rechtliche
Unterstützung in schwierigen Lebenslagen erhalten. Mit dieser
Entscheidung wird der Weg für notwendig gewordene Reformen
geebnet, um die Lebenssituation von hilfsbedürftigen
Bürgerinnen und Bürgern dauerhaft zu verbessern.
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